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Einlei tung 

Seit jeher waren sich Lehre und Rechtsprechung darüber einig, daß 
im Polizeirecht grundsätzlich das Opportunitätsprinzip gelte. Man ver-
stand darunter überwiegend das Recht der Polizeibehörden, über die 
Frage, ob und wie sie gegen Gefahren für die öffentliche  Sicherheit 
oder Ordnung vorgehen wollen, nach pflichtgemäßem Ermessen zu 
entscheiden. Man war sich auch bewußt, daß dieses Ermessen nicht 
unbegrenzt sei, vielmehr, daß es Fälle gäbe, in denen die Polizei ein-
schreiten müsse, wie auch Maßnahmen, die nicht ergriffen  werden 
dürften. Nachdem nun das Opportunitätsprinzip dem Wortlaut des 
§ 10 I I 17 ALR nur schwerlich entnommen werden konnte, sollte es 
nach dem Wil len der Regierung in § 14 des preußischen Polizeiverwal-
tungsgesetzes vom 1. Juni 1931 (GS S. 77) unzweideutig festgelegt wer-
den. Der erhoffte  Erfolg trat jedoch nicht ein. Die Erläuterungswerke 
zum preußischen PVG rätselten nicht nur über die Formulierung des 
§ 14, sondern ebenso über die Beratungen im Verfassungsausschuß 
des preußischen Landtags. Die politische Entwicklung setzte dieser 
Auseinandersetzung ein rasches Ende. 

Die Erneuerung rechtsstaatlichen Denkens nach 1945 führte zwar zu 
einem fast unübersehbaren Schrifttum über die Probleme des Ermes-
sens und des unbestimmten Rechtsbegriffs,  aber der Begründung und 
Begrenzung des Opportunitätsprinzips aus § 14 prPVG und den ihm 
entsprechenden Vorschriften  der neueren Sicherheitsgesetzte wurde 
nur wenig Beachtung geschenkt. So herrscht noch heute Unsicherheit 
und Verwirrung, wenn es um die Auslegung des Begriffs  „notwendig" 
in § 14 PVG geht oder um seine Qualifizierung als Ermessens- oder 
unbestimmten Rechtsbegriff.  Eine bedeutsame Wandlung hat sich aller-
dings in jüngster Zeit insofern vollzogen, als die bisherige Doktrin, 
der einzelne habe kein subjektives öffentliches  Recht auf ein Tätig-
werden der Polizei zu seinen Gunsten, durch das Bundesverwaltungs-
gericht und das Schrifttum als mit dem heutigen Verhältnis von Staat 
und Bürger nicht mehr vereinbar angesehen w i rd und beide in beson-
deren Fällen ein subjektives Recht des einzelnen auf fehlerfreie  Aus-
übung polizeilichen Ermessens hinsichtlich der Frage, ob eingeschritten 
werden solle, anerkennen. Diese Ansicht birgt jedoch ein Reihe unge-
löster Probleme, insbesondere rechtssystematischer und prozessualer 
Art . 

2 Schmatz 



18 Einlei tung 

Einen weiteren Kreis von Fragen bietet die Rechtsprechung der 
Zivilgerichte. Sie gewährt seit jeher einen Amtshaftungsanspruch, 
wenn jemand durch pflichtwidriges Untätigbleiben der Polizei bei un-
mittelbaren Gefahren für wesentliche Rechtsgüter einen Schaden er-
l i t ten hat, ohne sich mi t der rechtssystematischen Begründung ihrer 
Ansicht eingehend auseinanderzusetzen oder auf die verwaltungsrecht-
liche Ermessenslehre oder die Auslegung des § 14 PVG näher einzu-
gehen. 

I n der vorliegenden Arbeit w i rd versucht, die Ermächtigungsgrund-
lagen des heutigen deutschen Polizeirechts, insbesonders § 14 PVG aus-
zulegen, ihren normativen Inhalt zu ordnen und die Bereiche aufzu-
zeigen, in denen Ermessenserwägungen möglich sind. Die Bindung der 
Polizei an das Gesetz w i rd dabei stets unter dem Blickwinkel verwal-
tungs- und zivilgerichtlicher Uberprüfbarkeit  untersucht. 

Die Arbeit ist in fünf  Kapitel gegliedert. Im ersten w i rd kurz auf 
den Begriff  der Polizei eingegangen, wie er in den modernen Sicher-
heitsgesetzen zum Ausdruck kommt. Im zweiten Kapitel w i rd versucht, 
die Grundlage der Arbeit, die Lehre vom Ermessen, unbestimmten 
Rechtsbegriff  und Beurteilungsspielraum darzulegen und das Wesen 
des Ermessens aufzuzeigen. Die Auslegung der sicherheitsrechtlichen 
Ermächtigungsnormen ist Thema des dritten Kapitels, des ersten Haupt-
teils. Schwerpunkt bilden die Grenzen eingreifender  polizeilicher Tätig-
keit. Im vierten Kapitel, dem zweiten Hauptteil der Arbeit, w i rd das 
Recht des einzelnen auf Einschreiten der Polizei und sein Anspruch 
auf Schadensersatz wegen unterlassenen Einschreitens erörtert. Das 
letzte Kapitel enthält abschließende Bemerkungen. 



Erstes  Kapitel 

Der Polizeibegriff  heute 

A . Der formel le Pol izeibegr i f f 

Bis vor etwa fünfzehn  Jahren gab es terminologisch kaum einen 
Zweifel, was unter „Polizei" zu verstehen sei. Al le Behörden, die 
allgemein oder auf speziellen Gebieten für die Aufrechterhaltung  der 
öffentlichen  Sicherheit und Ordnung durch Abwehr von Gefahren 
für die Allgemeinheit oder den einzelnen zu sorgen hatten, waren 
„Polizeibehörden und bedienten sich materiellen „Polizei"rechts. Ma-
terieller und formeller  Polizeibegriff  waren somit weitgehend iden-
tisch1. Die amerikanische und britische Besatzungsmacht mißtrauten 
jedoch dieser Regelung und empfahlen den Ländern ihrer Zonen, bei 
der Neufassung von Polizeigesetzen das Wort „Polizei" nur mehr für 
die uniformierten  Beamten des Polizeivollzugsdienstes zu gebrauchen. 
Unter diesem Einfluß wurde in jenen Ländern die sogenannte Ord-
nungsverwaltung eingeführt 2; die übrigen Länder blieben bei der 
preußischen Regelung. 

Heute ergibt sich folgendes Bi ld: 

Rheinland-Pfalz 3 und das Saarland4 behielten die Regelung des preu-
ßischen PVG vom 1. 6.19315 bei. Materieller und formeller  Polizei-
begriff  decken sich also. Behörden, die nicht als Polizeibehörden be-
zeichnet werden, können sich des Polizeirechts nicht bedienen6. Das 
Verhältnis zwischen den ordentlichen Polizeibehörden, d. h. dem Bürger-
meister als Orts-, dem Landratsamt als Kreis- und der Bezirksregie-
rung als Bezirkspolizeibehörde7, und der uniformierten  Polizeiexeku-

1 Vgl. dazu eingehend Drews/Wacke, S. 11 ff. 
2 Drews/Wacke, S. 18. 
3 §§73 ff.  rhpfGVBl.  (Polizeiverwaltungsgesetz vom 26. März 1954, rhpf -

GVB1. S. 31); vgl. Gaiette, DVB1. 55, 313 (317 f.); Rasch, DÖV 60, 81 (85 f.). 
4 §§32 ff.  des Gesetzes über die allgemeine Landesverwaltung des Saar-

landes vom 13. Ju l i 1950, ABl . S. 796. 
s Vgl. §2 p; PVG. 
6 Drews/Wacke, S. 16. 
7 Vgl. Anm. 3 und 4. 

2* 
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